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 Bebauungsplan "Keltergrund" 

hier: Erteilung artenschutzrechtlicher Ausnahmen zur Umsiedlung von Zauneidech-

sen und Wechselkröten, zum Schlingenfang von Zauneidechsen sowie zum Fallen-

fang von Wechselkröten 

Antrag der Stadt Marbach a.N. vom 07.02.2022, letztmals ergänzt durch elektroni-

sches Schreiben vom 25.04.2022 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrte Frau Schubert, 

 

auf den Antrag der Stadt Marbach a.N. vom 07.02.2022, letztmals ergänzt durch 

elektronisches Schreiben vom 25.04.2022, ergeht folgende  

 

I. Entscheidung: 

 

1. Das Regierungspräsidium Stuttgart als höhere Naturschutzbehörde erteilt der Stadt 

Marbach a.N. auf den Antrag vom 07.02.2022, letztmals ergänzt durch elektronisches 

Schreiben vom 25.04.2022, eine 

 

Ausnahme 

 

gemäß § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG von den Verboten des § 44 Absatz 1 Nrn. 

1 und 3 BNatSchG – beschränkt auf Zauneidechsen und Wechselkröten – für den im 
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o.g. Antrag näher beschriebenen Bebauungsplan „Keltergrund“, insbesondere für den 

Fang und die Verbringung von Individuen der Arten in ein Ersatzhabitat, unter den 

unten aufgeführten Nebenbestimmungen. Der vorgenannte Antrag ist Bestandteil die-

ser Entscheidung. 

 

2. Das Regierungspräsidium Stuttgart als höhere Naturschutzbehörde erteilt der Stadt 

Marbach a.N. vom 07.02.2022, letztmals ergänzt durch elektronisches Schreiben vom 

25.04.2022, außerdem eine  

 

Ausnahme 

 

gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 2 BArtSchV vom Verbot nach § 4 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BArtSchV – 

beschränkt auf Zauneidechsen und Wechselkröten – wild lebenden Tieren der be-

sonders geschützten Arten insbesondere mit Schlingen bzw. Fallen nachzustellen, sie 

anzulocken und sie zu fangen, für den im o.g. Antrag näher beschriebenen Bebau-

ungsplan „Keltergrund“, unter den unten aufgeführten Nebenbestimmungen. Der vor-

genannte Antrag ist Bestandteil dieser Entscheidung. 

 

3. Diese Entscheidungen ergehen unter folgenden Nebenbestimmungen: 

 

a. Die in den Antragsunterlagen der Stadt Marbach a. N. vom 07.02.2022, letzt-

mals ergänzt durch elektronisches Schreiben vom 25.04.2022, beschriebenen 

Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung, zum Ausgleich sowie zur Siche-

rung des Erhaltungszustandes, sind einzuhalten und umzusetzen. Abweichend 

davon sind die Nebenbestimmungen k. bis n. zu beachten. 

 

b. Zulässig zum Fang der betroffenen Zauneidechsen sind der Handfang und der 

Fang mit Schlingen sowie für die Wechselkröten der Handfang und der Einsatz 

von Eimerfallen. Der Fang muss so erfolgen, dass eine Tötung oder Verlet-

zung der Tiere vermieden wird.  

 

c. Der Fang darf nur durch erfahrenes und geschultes Fachpersonal oder von 

durch diesem eingewiesenen Hilfspersonen erfolgen. Vor Aufnahme der Tätig-

keit müssen eventuelle Hilfspersonen auf den rechtlichen Schutz der zu fan-

genden Tierart als auch auf die hierzu erteilte Ausnahme und deren Nebenbe-

stimmungen hingewiesen werden. 
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d. Ein Abfangen der Zauneidechsen aus dem Eingriffsbereich muss vor der Eiab-

lage oder nach dem Schlupf der Jungtiere und bei geeigneten Witterungsver-

hältnissen erfolgen. Die ordnungsgemäße Durchführung ist durch eine ökolo-

gische Baubegleitung zu überwachen. 

 

e. Die ausgebrachten Fangeimer sind mindestens einmal täglich zu kontrollieren. 

Zu Zeiten erhöhter Wanderbewegungen der Wechselkröten bei Bedarf auch 

häufiger. Soweit die Umsiedlungs- bzw. Kontrollintervalle für einen längeren 

Zeitraum ruhen müssen (z.B. ungünstige Witterungsbedingungen) sind die 

Fangeimer entsprechend zu verschließen.  

 

f. Die Fangeimer sind mit einer Ausstiegshilfe (z.B. Stock) auszustatten, um 

Kleinsäugern und Reptilien ein eigenständiges Verlassen zu ermöglichen. Im 

Boden der Eimer müssen mehrere Löcher (ca. 1 – 1,5 cm Durchmesser) vor-

handen sein, um einen Wasserabfluss zu gewährleisten. Bei wasserstauenden 

Böden ist dafür zu sorgen, dass kein Rückstau in die Eimer entsteht (z.B. Drai-

nage, tiefes Loch mit Steinen). 

 

g. Die Fallen sind mit geeigneten Strukturen (Laub, Moos, Totholz etc.) zu bestü-

cken, so dass die Tiere hierunter Schutz suchen können. 

 

h. Zur Erhöhung des Fangerfolgs von Wechselkröte und Zauneidechse sind auf 

der Eingriffsfläche zusätzlich künstliche Verstecke (z.B. Bretter, Dachpappe) 

auszubringen. Diese sind bei den Kontrollen der Fangeimer jedes Mal mit zu 

überprüfen, ggf. aufgefundene Individuen der Arten sind ebenfalls umzusie-

deln. Ebenso sind auf der Fläche vorhandene natürliche Versteckmöglichkei-

ten auf Vorkommen der Art zu überprüfen und die gefundenen Tiere umzusie-

deln. 

 

i. Alle Tiere müssen nach dem Einfangen bzw. im Zuge der Kontrollen der Fallen 

und Verstecke unverzüglich in das neue Habitat verbracht und an Ort und Stel-

le wieder freigelassen werden. 
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j. In den Fangeimern befindlicher Beifang von Amphibien, Reptilien, Säugetieren, 

Insekten etc. ist ebenfalls von der Eingriffsfläche zu bergen und mit auf die Er-

satzhabitatflächen zu verbringen. 

 

k. Um den Pioniercharakter des Ersatzgewässers für die Wechselkröten dauer-

haft zu erhalten, ist sicher zu stellen, dass dieses spätestens alle zwei Jahre 

nach der Metamorphose der Jungtiere (in der Regel ab Oktober) trocken fällt. 

Dies kann über Abpumpen des Wassers oder bei Einbau eines regelbaren Ab-

laufs (Mönch) durch ein gezieltes Ablassen umgesetzt werden. Im darauffol-

genden Frühjahr ist eine ausreichende Wasserführung ab April zu gewährleis-

ten. Bei zu geringen Regenfällen ist eine zusätzliche Befüllung notwendig.  

 

l. Die Mahdhäufigkeit der Landlebensräume für die Wechselkröten ist nach Be-

darf an die Wüchsigkeit des Standortes anzupassen. Das Mahdgut ist immer 

vollständig von der Fläche zu entfernen. 

 

m. Für die Zauneidechse sind Strukturen aus Stein nicht zielführend. Hier sollte 

der Fokus auf Strukturelementen aus Holz in verschiedenen Stärken sowie 

Wurzelstubben liegen. Die Anlage von Sandlinsen oder –flächen ist nur dann 

erforderlich, wenn sich auf der Fläche selbst sonst keine geeigneten Strukturen 

zur Eiablage befinden. Frostfreie Überwinterungsverstecke können auch mit 

darüber befindlichen Ästen und Zweigen angelegt werden und bedürfen nicht 

der Anlage von Steinhaufen. Bei der Anlage von Habitatstrukturen sollte aus-

schließlich gebietsheimisches Material verwendet werden. 

 

n. Weitere wichtige Habitatelemente für die Zauneidechsen stellen Saumstruktu-

ren und Altgrasstreifen dar. Diese sind durch die Entwicklung und Umsetzung 

eines alternierenden Mahdregimes mit dem Erhalt von Altgrasbeständen zu 

etablieren. Die alternierende Mahd ist dauerhaft sicherzustellen. Das Mahdgut 

ist immer vollständig von der Fläche zu entfernen. 

 

o. Nach vollständiger Umsetzung der artenschutzrechtlichen Maßnahmen hat der 

Vorhabenträger der unteren und höheren Naturschutzbehörde unaufgefordert 

einen Abschlussbericht vorzulegen, in dem das Ergebnis der naturschutzfach-

lichen Bauüberwachung und die Umsetzung der Maßnahmen, die Anzahl der 
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umgesetzten Tiere - getrennt nach Geschlecht und Alter - sowie aufgetretene 

Probleme dokumentiert sind. 

 

p. Diese Entscheidung gilt ab dem Zeitpunkt ihrer Bekanntgabe bis zum 

30.11.2022. Sollten Fang und Verbringung der Zauneidechsen und Wechsel-

kröten bis dahin nicht antragsgemäß abgeschlossen sein, so ist frühzeitig eine 

Verlängerung dieser Entscheidung zu beantragen. 

 

q. Diese Entscheidung ist bei Durchführung der Arbeiten mitzuführen und berech-

tigten Personen auf Verlangen vorzuzeigen 

 

r. Sofern sich Abweichungen von der beantragten Fangmethode ergeben, sind 

diese der höheren Naturschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Diese ent-

scheidet, ob die Änderungen als geringfügig einzustufen sind und von dieser 

Entscheidung abgedeckt sind. 

 

s. Diese Entscheidung wird widerruflich erteilt. 

 

t. Der Erlass weiterer Nebenbestimmungen sowie die nachträgliche Änderung 

oder Ergänzung der oben genannten Nebenbestimmungen bleiben vorbehal-

ten. Dies gilt insbesondere zur Einleitung von erforderlich werdenden Gegen-

maßnahmen bzw. zusätzlicher Maßnahmen bei mangelndem Erfolg von arten-

schutzrechtlichen Maßnahmen. 

 

4. Diese Entscheidungen ergehen gebührenfrei. 

 

II. Begründung: 

 

Die Stadt Marbach a.N. hat im Rahmen des o.g. Bebauungsplanverfahren "Kelter-

grund einen Antrag auf Erteilung einer artenschutzrechtlichen Ausnahme für die Um-

siedlung von Zauneidechsen und Wechselkröten, zum Schlingenfang von Zau-

neidechsen sowie zum Fallenfang von Wechselkröten gestellt.  

 

Bei Umsetzung der in den Unterlagen beschriebenen Maßnahmen zur Vermeidung 

und zum Ausgleich sowie unter Einhaltung der Nebenbestimmungen, ist nicht von 

einem signifikant erhöhten Tötungsrisiko oder einer Verschlechterung des Erhal-
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tungszustandes der lokalen Population der Zauneidechse und der Wechselkröte aus-

zugehen. 

 

Der Fang der in den Eingriffsbereichen vorkommenden Zauneidechsen erfolgt laut 

Unterlagen über Handfänge bzw. Schlingenfang. Der Fang der in den Eingriffsberei-

chen vorkommenden Wechselkröten erfolgt laut Unterlagen mit Hilfe von Fangzäunen 

und Fallen. Für den Fang von Reptilien mit Hilfe einer Schlinge, sogenannte Ei-

dechsenangel, sowie von Amphibien mit einer Falle bedarf es einer Ausnahme ge-

mäß § 4 Abs. 3 Nr. 2 BArtSchV vom Verbot nach § 4 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BArtSchV, wild 

lebenden Tieren - beschränkt auf Zauneidechsen und Wechselkröte - insbesondere 

mit Schlingen und Fallen nachzustellen, sie anzulocken und sie zu fangen.  

 

Vor Durchführung des eigentlichen Vorhabens ist deshalb für den Eingriffsbereich der 

Fang (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) und das Verbringen von Individuen der Arten in 

ein Ersatzhabitat geplant. Im Rahmen der Baufeldfreimachung und der Baumaßnah-

men ist durch das geplante Vorhaben im Eingriffsbereich die Beschädigung oder Zer-

störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art möglich (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 

BNatSchG). Die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestät-

ten wird durch die angelegten Ersatzhabitate nicht im räumlichen Zusammenhang im 

Sinne von § 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 BNatSchG weiterhin erfüllt werden.  

 

Von den genannten Verboten des § 44 Abs.1 Nr. 1 und 3 BNatSchG kann gemäß § 

45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG aus zwingenden Gründen des überwiegenden öf-

fentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art eine Aus-

nahmegenehmigung erteilt werden. Allerdings darf die Ausnahme nur zugelassen 

werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszu-

stand der Population einer Art nicht verschlechtert. Weitergehende Anforderungen 

des Art. 16 Abs.1 FFH-Richtlinie sind zu beachten.  

 

Voraussetzung dieses Ausnahmegrundes „zwingende Gründe des überwiegenden 

öffentlichen Interesses einschließlich solcher wirtschaftlicher oder sozialer Art" ist 

nicht, dass Sachzwänge vorliegen, denen niemand ausweichen kann. Es reicht viel-

mehr ein durch Vernunft und Verantwortungsbewusstsein geleitetes staatliches Han-

deln aus (vgl. BVerwG, Urt. vom 12.03.2008 - 9 A 3.06). Der Gesetzgeber sieht dabei 

ein grundsätzliches öffentliches Interesse im Schutz der Natur und der bedrohten 
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Tierarten. Ein anderes öffentliches Interesse müsste im konkreten Fall also das des 

Naturschutzes überwiegen, um eine Ausnahme zu rechtfertigen.  

 

Die im Antrag dargelegten Gründe für das Vorliegen eines öffentlichen Interesses 

sind nachvollziehbar. Dem gegenüber zu stellen sind indes die Interessen des Natur- 

und Artenschutzes, hier der Schutz von Individuen der Zauneidechse und der Wech-

selkröte sowie von Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art.  

 

Bei der im vorliegenden Fall vorzunehmenden Abwägung zwischen den vom Antrag-

steller geltend gemachten Belangen des öffentlichen Interesses und den Belangen 

des Artenschutzes wird ersteren ein Überwiegen beigemessen. Die im Antrag konkre-

tisierten Maßnahmen sind geeignet, neue, artspezifische Habitate für die Art herzu-

stellen. Schließlich ist auch eine „Nachjustierung" durch zusätzliche Nebenbestim-

mungen bei unvorhergesehenen Schwierigkeiten der Umsetzung der Maßnahmen 

möglich.  

Nach § 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG darf die Ausnahme nur zugelassen werden, wenn 

zumutbare Alternativen nicht gegeben sind. Zu untersuchen sind denkbare Standort- 

oder Ausführungsvarianten. So kann es geboten sein, eine Alternative zu wählen, bei 

der gewisse Abstriche an den Grad der Zielvollkommenheit einer Planung hinzuneh-

men sind, wenn sich auf diese Weise eine in Bezug auf den Artenschutz schonendere 

Variante verwirklichen lässt. Der Antragsteller hat indes dargelegt, dass zumutbare 

Alternativen zu dem geplanten Vorgehen nicht gegeben sind.  

 

Der Zulassung einer Ausnahme steht auch nicht die Beurteilung des aktuellen und 

prognostizierten Erhaltungszustandes der Populationen der hier betroffenen Arten 

entgegen. Gemäß § 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG darf eine Ausnahme nur zugelassen 

werden, wenn sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht ver-

schlechtert, soweit nicht Art. 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie weitergehende Anforderun-

gen formuliert. Art. 16 Abs. 1 FFH-Richtlinie nennt als Bedingung, dass die Populatio-

nen der betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz der Ausnah-

meregelung ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen. 

Zwar benennt Art. 16 Abs.1 FFH-Richtlinie den günstigen Erhaltungszustand als Vo-

raussetzung einer Ausnahme, allerdings kann nach der Rechtsprechung des Europä-

ischen Gerichtshofes auch bei einem ungünstigen Erhaltungszustand ausnahmswei-

se dann von den Verbotsbestimmungen abgewichen werden, wenn hinreichend 

nachgewiesen ist, dass die Abweichung diesen ungünstigen Erhaltungszustand nicht 
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verschlechtern und die Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes nicht 

behindern kann (EuGH, Urteil vom 14.06.2007 - C-342/05).  

 

Die Prüfung der vorgelegten Unterlagen hat dann auch zum Ergebnis, dass sich der 

Erhaltungszustand der Zauneidechse sowie der Wechselkröte zumindest nicht ver-

schlechtert und die Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes ebenso 

zumindest nicht behindert wird.  

 

Für den Fang und das Verbringen von Zauneidechsen ist es erforderlich, diese u.a. 

per Schlinge zu fangen. Für den Fang und das Verbringen von Wechselkröten ist es 

erforderlich, diese u.a. mit Fallen zu fangen, wobei Fangeimer rechtlich als Fallen zu 

beurteilen sind. Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BArtSchV ist es u.a. verboten, wild le-

bende Tieren der besonders geschützten Arten mit Schlingen bzw. Fallen zu fangen. 

Gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 2 BArtSchV kann das Regierungspräsidium als zuständige hö-

here Naturschutzbehörde im Einzelfall eine Ausnahme von den Verboten des § 4 

Abs. 1 BArtSchV zum Schutz der heimischen Tier- und Pflanzenwelt zulassen. Vo-

raussetzung dafür ist, dass dies erforderlich ist, der Bestand und die Verbreitung der 

betreffenden Population oder Art dadurch nicht nachteilig beeinflusst werden und 

sonstige Belange des Artenschutzes nicht entgegenstehen.  

 

Für das Vorhaben kann nach Abwägung der betroffenen Belange die Ausnahmege-

nehmigung auch insoweit erteilt werden. Dabei stehen die gemeinwirtschaftlichen 

Gründe dem im Rahmen des § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG bereits bejahten 

öffentlichen Interesse gleich. 

  

Da der Bebauungsplan „Keltergrund“ noch nicht beschlossen ist, käme grundsätzlich 

lediglich eine Entscheidung in Betracht, die in Aussicht gestellt wird bzw. die unter der 

aufschiebenden Bedingung erteilt wird, dass der Bebauungsplan „Keltergrund“ auf 

Grundlage der dem Regierungspräsidium Stuttgart vorgelegten Unterlagen der Stadt 

Marbach a.N. bereits beschlossen ist. Da einem solchen Beschluss jedoch keine 

ernsthaften Bedenken entgegenstehen, wäre eine solche Nebenbestimmung nicht 

verhältnismäßig. 

 

Die Nebenbestimmungen sind erforderlich, um die im Rahmen des Eingriffs auftre-

tenden Beeinträchtigungen auf ein unvermeidbares Maß zu beschränken, um die 
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vorgesehenen Maßnahmen fachgerecht umzusetzen und um eine Vollzugskontrolle 

zu gewährleisten.  

 

Die Gebührenentscheidung beruht auf § 10 Absatz 2 Landesgebührengesetz.  

 

Die untere Naturschutzbehörde beim Landratsamt Ludwigsburg erhält eine Kopie die-

ser Entscheidung. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Ver-

waltungsgericht Stuttgart, Augustenstraße 5, 70178 Stuttgart, Klage erhoben wer-

den.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Andreas Schmitz 

 

 

 

Hinweis:  

Diese Entscheidung ergeht unbeschadet privater Rechte Dritter. Sie ersetzt keine  

nach anderen Vorschriften möglicherweise erforderliche Gestattung. 
  


